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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

31.05.2012 

Geschäftszahl 

2011/09/0211 

Rechtssatz 

Die Ausführungen des Weisungsempfängers müssen erkennen lassen, welche rechtlichen Bedenken der Beamte 
gegen die Weisung hat, und womit er seinen Standpunkt vertreten zu können glaubt. Die vorgebrachten 
Bedenken müssen für den Vorgesetzten bei objektiver Betrachtung als Remonstration erkennbar sein. 


